
 

 

Leitsätze zu 1 GR 21/22 

1. Kraft seiner Organisationsautonomie verfügt der Landtag über die Befugnis, 

sich für die Erfüllung seiner Funktionen den notwendigen Ordnungsrahmen zu 

schaffen. Dementsprechend gibt Art. 32 Abs. 1 Satz 2 LV dem Landtag die 

Möglichkeit, seine inneren Angelegenheiten im Rahmen der verfassungsmäßi-

gen Ordnung autonom zu regeln und sich selbst so zu organisieren, dass er 

seine Aufgabe effektiv erfüllen kann. Das Recht des Parlaments, seine Angele-

genheiten zu regeln, erstreckt sich dabei insbesondere auf den Geschäftsgang 

und dabei auch auf die Zusammensetzung von Gremien. Im Rahmen seiner 

Organisationsautonomie kommt dem Landtag ein weiter Gestaltungsspielraum 

zu. 

 

2. Die freie Wahl stellt die Grundform der parlamentarischen Personalentschei-

dung dar; sie entspricht dem freien Mandat des Abgeordneten (Art. 27 Abs. 3 

Satz 2 LV) und dem Demokratieprinzip (Art. 23 Abs. 1, Art. 25 Abs. 1 LV). Die 

freie Wahl trägt auch dem aus Art. 27 Abs. 3 LV hergeleiteten Grundsatz der 

Gleichbehandlung von Abgeordneten Rechnung. Soweit Fraktionen im Rah-

men einer Wahl ein Vorschlagsrecht zusteht, wird im Verfahren trotz im Übrigen 

freier Wahl auch der aus Art. 27 Abs. 3 LV hergeleitete Grundsatz der Gleich-

behandlung der Fraktionen berücksichtigt. 

 

3. Auch wenn der Landtag ihm obliegende Personalentscheidungen grundsätzlich 

durch freie Wahl treffen darf, bleibt verfassungsgerichtlich überprüfbar, ob hier-

bei andere verfassungsrechtliche Statusrechte, insbesondere Minderheiten-

rechte, verletzt werden. Zu diesen Rechten gehört auch der Grundsatz der 

Gleichbehandlung der Fraktionen.  

 

4. Besteht infolge der Bedeutung eines Gremiums für die parlamentarische Wil-

lensbildung ein Recht der Fraktionen auf gleiche Vertretung in ihm, kann eine 

freie Wahl seiner Mitglieder unzulässig sein. Denn sie ginge mit der Möglichkeit 

einer Nicht-Wahl einher und wäre daher kein geeignetes Mittel, um die Vertre-

tung einer Fraktion in einem Gremium sicherzustellen. Daher ist es möglich, 

dass in solchen Konstellationen aus dem Vertretungsrecht auch ein Benen-

nungsrecht folgt. 

 

5. In welchen Konstellationen der Landtag daran gehindert ist, die Besetzung von 

Gremien mit Abgeordneten aufgrund einer Wahl durch das Plenum vorzuse-

hen, und stattdessen den Fraktionen ein Benennungsrecht einräumen muss, 

lässt sich angesichts der Vielzahl möglicher Konstellationen nicht abstrakt und 

schematisch bestimmen, sondern muss jeweils unter Berücksichtigung der kon-

kreten Situation festgestellt werden. Maßgebliche Gesichtspunkte sind die Re-

levanz des jeweiligen Gremiums für die Tätigkeit des Landtags und die parla-

mentarische Willensbildung.  

 


